
Oft geht es nur noch um
Konfliktvermeidung

„Das Zündeln bei der Zuwande-
rungsfrage durch zumindest halb-
offizielle Unterstützung von Res-
sentiments gegenüber Flüchtlin-
gen gefährdet das demokratische
Klima in diesem Land. Wenn sich
Attacken gegen Flüchtlinge sowie
Anschläge auf Büros und Fahrzeu-
ge von Abgeordneten häufen und
es Morddrohungen gegen den Mi-
nisterpräsidenten von Thüringen
gibt, sind das eindeutige Warnsi-
gnale an alle Demokraten“, sagte
Susanne Hennig-Wellsow, LINKE-
Fraktionschefin und Landesvorsit-
zende der Linkspartei. 

Die CDU in Mühlhausen verfolge
das Ziel, die Nutzung eines Teils
der ehemaligen Görmar-Kaserne
als Landeserstaufnahmeeinrich-
tung für Asylsuchende explizit aus-
zuschließen. Auch das Umgehen
der CDU-Landrätin des Landkrei-
ses Greiz, Martina Schweinsburg,
werfe ein bezeichnendes Licht auf
die politische Haltung gegenüber
Flüchtlingen. Schweinsburg, die
auch Präsidentin des Thüringer
Landkreistages ist, hatte den von
der rot-rot-grünen Landesregie-
rung veranlassten Winterabschie-
bestopp kritisiert und ist in den
letzten Jahren durch einen beson-
ders restriktiven und diskriminie-
renden Umgang mit Flüchtlingen
im Landkreis Greiz aufgefallen. Sie
gehörte auch zu jenen CDU-Land-
räten, die kürzlich äußerten, keine
Flüchtlinge in ihrem Kreis aufneh-
men zu wollen. Der CDU-Landes-
chef Mohring müsse sich entschei-
den, ob er das demokratische Mit-
einander in Thüringen stärken oder
fremdenfeindliches Klima anhei-
zen wolle.                                        
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Flüchtlinge schützen - vor Biedermännern und Brandstiftern 

die im Bereich der Jugendhilfe stark ver-
breitete Befristung sowie die oft zu ge-
ringe Bezahlung. Eine Befristung ist lei-
der nicht zu umgehen, weil es für die
Träger sehr oft kaum Planungssicherheit
für ein Jahr, geschweige denn über län-
gere Zeiträume gibt. Zusätzliche Förde-
rungen sind fast immer projektgebun-

Um lokale Gegebenheiten von In-
stitutionen, Trägern und Akteuren in
der Jugendhilfe in Thüringen besser
kennenzulernen, haben wir, unser
wissenschaftlicher Mitarbeiter für
Bildung, Jugend und Sport der Land-
tagsfraktion, Dr. Steffen Kachel, und
ich, in den vergangenen Wochen ver-
schiedene Kreise und kreisfreie
Städte bereist.

Insgesamt waren wir sieben Tage un-
terwegs, sind mehr als 1.300 Kilometer
durch Thüringen gefahren und haben
uns mit 51 Personen getroffen. Station
machten wir dabei in Erfurt, in Schmal-
kalden-Meiningen, in Gera, im Kyffhäu-
serkreis, im Altenburger Land, in Eisen-
ach und im Wartburgkreis.

Bei aller Unterschiedlichkeit zwischen
den einzelnen Kreisen und kreisfreien
Städten gab es Problemlagen, die uns
immer wieder begegneten. Die Träger,
mit denen wir uns trafen, berichteten,
dass sich in den letzten Jahren die Ar-
beit in der Jugendhilfe verändert hat. Sie
geht weg von gruppenbezogenen Frei-
zeitangeboten hin zur Einzelfallarbeit
mit familiärem Ansatz. 

In vielen Projekten wird beobachtet,
dass die Kinder, die in die Einrichtungen
kommen, immer jünger werden. Ein
neues Problem in der offenen Jugendar-
beit sind Migrantenkinder, welche oft ei-
nen deutlich höheren Unterstützungs-
bedarf haben. Durch die meist zu
schmale Personalausstattung fehlt es
aber an Ressourcen, hier tiefergehend
zu helfen. „Eigentlich können wir an vie-
len Tagen nur Konfliktvermeidung lei-
sten statt sozialer Arbeit“, fasste ein So-
zialarbeiter zusammen.

Ein weiteres Problem für die Einrich-
tungen ergibt sich daraus, dass immer
mehr Kinder mit Hunger in den Jugend-
club kommen und für Essensversorgung

Warnsignale

in den Förderrichtlinien keine Mittel vor-
gesehen sind. Manche Träger versu-
chen, sich mit Spenden zu behelfen,
aber dies erweist sich für eine kontinu-
ierliche Planung als schwierig.

Ein anderer Aspekt, der uns in den Ju-
gendämtern bzw. bei den Jugendfach-
diensten genannt wurde, war die Finan-

„Die CDU will mit absurden Vor-
würfen von eigener Schuld ablen-
ken!“, so Susanne Hennig-Wellsow,
Vorsitzende der Linksfraktion, mit
mit Bezug auf eine Aufforderung
der Thüringer CDU zur Mäßigung.
Gerade die CDU sei es, die seit der
Landtagswahl eine immer aggres-
sivere Auseinandersetzung mit der
rot-rot-grünen Koalition führe und
dabei bewusst auch auf das Thema
Flüchtlinge setze. 

„Für die Verrohung der politi-
schen Sitten in Thüringen ist sie
maßgeblich verantwortlich. Wer
politische Opponenten als ‘Bande’
bezeichnet, die man als CDU ‘vor
sich hertreiben werde’, muss sich
über Auswüchse nicht wundern,
die in Drohungen gegen Politiker
der Linken und Anschlägen auf
Wahlkreisbüros kulminieren“, sag-
te die Fraktionschefin. Bewusst ha-
be die CDU Gespräche mit der
rechtspopulistischen AfD gesucht
und ein gemeinsames Vorgehen
gegen die von Neonazis dominierte
Thügida abgelehnt.                       

Ablenkungsmanöver

Gemeinsam mit antirassistischen
Initiativen hatte DIE LINKE zur Soli-
darität mit Geflüchteten aufgerufen
und appelliert, sich am 20. April in
Eisenberg gegen Nazis und schüt-
zend vor die in der Landesaufnah-
mestelle lebenden Flüchtlinge zu
stellen.

„Unsere Unterstützung in Eisenberg
ist bitter nötig und nicht nur ein sym-
bolischer Akt, schließlich marschieren
ganz in der Nähe Nazis und dürfen ihre
menschenverachtenden und auslän-
derfeindlichen Hetztiraden brüllen –
und das nur wenige Tage nach dem
brutalen Überfall auf drei Flüchtlinge.
Unfassbar!“, so Sabine Berninger,
Flüchtlingspolitikerin der Linksfrakti-
on. 

Sie hatte in Abstimmung mit der In-
itiative gegen rassistische Aufmärsche

Eindrücke und Erkenntnisse von einer Tour bei Thüringer Jugendhilfeeinrichtungen 

in Thüringen den Platz vor der Erstauf-
nahmestelle für eine Kundgebung an-
gemeldet.

Den Titel der Kundgebung „Flüchtlin-
ge schützen – vor Biedermännern und
Brandstiftern!“ begründete die Politi-
kerin damit, „dass sogenannte ‚besorg-
te Bürger‘, die sich wie in Suhl oder
Mühlhausen mit Nazis und deren rassi-
stischer Hetze gemein machen, mitver-
antwortlich dafür sind, dass die Brand-
stifter den Eindruck erhalten oder für
sich in Anspruch nehmen, die Mehrheit
stünde hinter ihnen und billige Bedro-
hungen und gewalttätige Übergriffe“. 

Das Zeichen, welches die Kundge-
bung setzen wolle, gehe in drei Rich-
tungen. „Dem rassistischen Mob zei-
gen wir: Ihr stoßt auf unseren Wider-
stand. Den Einwohnerinnen und Ein-
wohnern Eisenbergs demonstrieren
wir: der Mob hat nicht die Oberhand

zierung der schulbezogenen Jugendsozi-
alarbeit. Hier hörten wir, dass es ohne
die Förderung durch das Land keine
Möglichkeit gäbe, diese Arbeit in ihrer
jetzigen Form aufrecht zu erhalten. Al-
lerdings sollte nach Fachmeinung der
betreuenden Stellen damit schon in der
Grundschule angesetzt werden. Denn
Horte sind nicht in der Lage, diese Auf-
gabe in der Art und Weise zu leisten, wie
es die Schulsozialarbeit vermag.

Egal ob freier Träger oder Jugendfach-
dienst, eines bekamen wir überall mit
auf den Weg: Die Stellenbesetzung ge-
staltet sich oft schwierig, mitunter fehlt
es an geeigneten Bewerberinnen und
Bewerben. Wesentliche Ursachen sind

beit und Jugendsozialarbeit in Thüringen
zu verbessern, und das ist angesichts
der Probleme dringend nötig! Viele in
diesem Bereich hoffen auf die neue rot-
rot-grüne Landesregierung. 

Kati Engel, Sprecherin der Fraktion für
Ausbildung, Kinder- und Jugendpolitik

Foto: Besuch bei der Drogenkontakt-
stelle „accept“ in Altenburg - v.l.n.r.: Kati
Engel, Ralf Plötner (Vorsitzender der
Kreistagsfraktion DIE LINKE Altenburger
Land), Anett Bernhard (Drogenkontakt-
stelle), Mandy Eißing (Mitglied im Jugend-
hilfeausschuss Altenburger Land für DIE
LINKE) und Gunter Starke (aufsuchende
Jugendsozialarbeit Altenburg)

den und nur auf ei-
nen kurzen Zeit-
raum bezogen,
Mitarbeiter haben
de facto kaum
Aufstiegsmöglich-
keiten und fallen
mit neuen Projek-
ten wieder in nied-
rige Lohngruppen
zurück. Hier sind
gesetzliche Rege-
lungen denkbar,
die die Situation
verbessern.

Unser Fazit: Es
gibt einiges zu
tun, um die Ar-
beitsbedingungen
und die Wirksam-
keit der Jugendar-

und ist keineswegs ‚das Volk‘. Und den
Flüchtlingen wollen wir signalisieren:
Ihr seid nicht allein, wir stehen mit
Euch gemeinsam.“

Katharina König, Sprecherin für Anti-
faschismus der Linksfraktion, zeigte
sich empört: „Damit findet erstmals
seit 12 Jahren wieder ein genehmigter
Neonazi-Aufmarsch am ‚Hitlergeburts-
tag‘ in Thüringen statt und das Land-
ratsamt des Saale-Holzland-Kreises
wird für die Kooperation von den Neo-
nazis gar gelobt. 

Wer die vergangenen Thügida-Auf-
märsche mitverfolgte, weiß, dass da-
mit die in Eisenberg untergebrachten
und häufig durch Fluchterfahrungen
traumatisierten Menschen nun zusätz-
lich mit einem gewaltbereiten rassisti-
schen Mob fast direkt vor der Haustür
konfrontiert werden.“


